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Thema dieser Ausgabe 

   

 Aufzeichnungspflicht eines selbständig tätigen Steuerpflichtigen für Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer 

(BFH, Urt. v. 24.3.2026 – Az. VIII R 6/24) 

 

   

____________________________________ 

 

Der Aufzeichnungspflicht gemäß § 4 Abs. 7 des Ein-

kommensteuergesetzes (EStG) für Aufwendungen im 

Sinne des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG wird in inhalt-

licher und zeitlicher Hinsicht nur genügt, wenn sämtli-

che Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer 

und dessen Ausstattung einzeln und zeitnah in einer 

besonderen Spalte der Ausgabenaufzeichnungen, 
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zumindest aber gebündelt in einem gesonderten schrift-

lichen oder digitalen Dokument aufgezeichnet werden. 

Hintergrund 

Bei der Einkommensteuer stellt der nach den Vorschrif-

ten des Einkommensteuergesetzes (kurz „EStG“) ermit-

telte Gewinn die Einkünfte bei den betrieblichen Ein-

kunftsarten (Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 

und selbständiger Arbeit) dar. Es gibt mehrere Metho-

den, wie der Gewinn ermitteln wird. Die wichtigsten 

Methoden zur Ermittlung des (laufenden) Gewinns sind 

der Betriebsvermögensvergleich und die Einnahmen-

überschussrechnung. 

Bei der Einnahmenüberschussrechnung beispielsweise 

kann als Gewinn der Überschuss der Betriebseinnah-

men über die Betriebsausgaben angesetzt werden. 

Betriebsausgaben mindern also den steuerpflichtigen 

Gewinn. Betriebsausgaben sind dabei die Aufwendun-

gen, die durch den Betrieb veranlasst sind. Allerdings 

sieht das Gesetz einige Abzugsbeschränkungen vor, 

unter anderem für Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer. Die Aufwendungen können nur dann 

steuermindernd abgezogen werden, wenn das Arbeits-

zimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 

beruflichen Betätigung bildet. Bis zum Veranlagungs-

zeitraum 2022 waren Aufwendungen für ein häusliches 

Arbeitszimmer zusätzlich dann abziehbar, wenn für die 

betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Ar-

beitsplatz zur Verfügung stand, wobei die die Höhe der 

abziehbaren Aufwendungen in diesen Fällen auf 

EUR 1.250 Euro begrenzt war. 

Gesetzlich bestehen für die Abziehbarkeit der Aufwen-

dungen für häusliche Arbeitszimmer gesonderte Auf-

zeichnungspflichten. Die Erfüllung dieser Pflicht ist 

Voraussetzung für den Betriebsausgabenabzug. Der 

Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 24.3.2026 

(Az. VIII R 6/24) zu entscheiden, wie die Aufzeich-

nungspflichten in Bezug auf ein häusliches Arbeitszim-

mer konkret zu erfüllen sind. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzliche Regelung ist § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b und 

Abs. 7 EStG. Diese lautet wie folgt: 

„(5) Die folgenden Betriebsausgaben dürfen den Ge-

winn nicht mindern: 

Nr. 6b) Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

sowie die Kosten der Ausstattung. Dies gilt nicht, wenn 

das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-

trieblichen und beruflichen Betätigung bildet. Anstelle 

der Aufwendungen kann pauschal ein Betrag von 1 260 

Euro (Jahrespauschale) für das Wirtschafts- oder Ka-

lenderjahr abgezogen werden. Für jeden vollen Kalen-

dermonat, in dem die Voraussetzungen nach Satz 2 

nicht vorliegen, ermäßigt sich der Betrag von 1 260 

Euro um ein Zwölftel; 

(7) Aufwendungen im Sinne des Absatzes 5 Satz 1 

Nummer 1 bis 4, 6b und 7 sind einzeln und getrennt 

von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. 

Soweit diese Aufwendungen nicht bereits nach Absatz 

5 vom Abzug ausgeschlossen sind, dürfen sie bei der 

Gewinnermittlung nur berücksichtigt werden, wenn sie 

nach Satz 1 besonders aufgezeichnet sind.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 24.3.2026 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 30/26 vom 15.5.2026 wie folgt 

zusammen:  

„Im Zusammenhang mit der Abzugsfähigkeit der Auf-

wendungen für ein häusliches Arbeitszimmers eines 

selbständig tätigen Steuerpflichtigen, der seinen Ge-

winn nach der Einnahme-Überschussrechnung ermit-

telt, hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 

24.03.2026 – VIII R 6/24 die für solche Aufwendungen 

geltende Aufzeichnungspflicht in inhaltlicher und zeitli-

cher Hinsicht konkretisiert. Diese Anforderungen sind 

einzuhalten. Ein Verstoß führt dazu, dass die Aufwen-

dungen grundsätzlich nicht abzugsfähig sind. 

Der Kläger, der im Streitjahr unter anderem Einkünfte 

aus selbständiger Arbeit erzielte, bewohnte ein Eigen-

heim bestehend aus Keller, Erd- und Obergeschoss 

sowie ausgebautem Dachgeschoss. Seine selbständige 

Tätigkeit übte er in dem als Arbeitszimmer eingerichte-

ten Dachgeschoss aus. Daneben nutzte er eine im 

Erdgeschoss gelegene Bibliothek. Im Rahmen seiner 

Einkommensteuererklärung für das Streitjahr erklärte 

der Kläger unter anderem einen Verlust aus freiberufli-

cher Tätigkeit. Dem lagen Absetzung für Abnutzung 

(AfA) auf unbewegliche Wirtschaftsgüter sowie Auf-
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wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer zugrunde. 

Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung redu-

zierte das Finanzamt (FA) die AfA-Beträge und die 

weiteren Betriebsausgaben für das Arbeitszimmer. 

Hiergegen legte der Kläger Einspruch ein. Das FA 

berücksichtigte daraufhin einen höheren Betriebsaus-

gabenabzug für die Kosten des Arbeitszimmers. Mit 

seiner Klage begehrte der Kläger weiterhin einen Be-

triebsausgabenabzug in der von ihm erklärten Höhe. 

Das Finanzgericht (FG) wies die Klage mit der Begrün-

dung ab, dass die Aufwendungen für das häusliche 

Arbeitszimmer bereits dem Grunde nach nicht berück-

sichtigungsfähig seien, da der Kläger seine Aufzeich-

nungspflichten nicht erfüllt habe. 

Der BFH hat die Auffassung des FG bestätigt. Die Be-

rücksichtigung von Aufwendungen für das häusliche 

Arbeitszimmer des Klägers als Betriebsausgaben bei 

dessen Einkünften aus selbständiger Tätigkeit sei ge-

mäß § 4 Abs. 7 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 

(EStG) wegen Verletzung der Aufzeichnungspflicht aus 

§ 4 Abs. 7 Satz 1 EStG ausgeschlossen. Aufwendun-

gen für ein häusliches Arbeitszimmer im Sinne des § 4 

Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG seien einzeln und getrennt 

von den sonstigen Betriebsausgaben aufzuzeichnen. 

Die Erfüllung dieser Pflicht sei Voraussetzung für den 

Betriebsausgabenabzug. Sämtliche Aufwendungen für 

das häusliche Arbeitszimmer und dessen Ausstattung 

müssten einzeln und zeitnah in einer besonderen Spal-

te der Ausgabenaufzeichnungen, zumindest aber ge-

bündelt in einem gesonderten schriftlichen oder digita-

len Dokument aufgezeichnet werden. Eine bloße Be-

legsammlung reiche nicht aus. Nur so sei die sachlich 

zutreffende Zuordnung solcher Aufwendungen und die 

einfache Prüfung ihrer Abziehbarkeit gewährleistet. Im 

Streitfall fehle es an einer solchen Aufzeichnung. Der 

Kläger habe die zugrunde liegenden Belege über das 

Streitjahr gesammelt und erst im Rahmen der Erstel-

lung der Steuererklärung eine Aufstellung über sämtli-

che Gebäudekosten gefertigt. Auch die Erfassung der 

Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer im 

Formular der Einnahme-Überschussrechnung genüge 

den Erfordernissen des § 4 Abs. 7 EStG an eine Ein-

zelaufzeichnung nicht Das Formular habe nur die ge-

sonderte Erfassung der Abschreibungsbeträge und im 

Übrigen die Angabe der Aufwendungen für das häusli-

che Arbeitszimmer in einer Summe vorgesehen.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Hessisches Finanzgericht, dessen 

Urteil vom 13.10.2022 (Az. 10 K 1672/19) mit Revision 

angegriffen worden war. 

Fazit 

Der BFH stellt klar, wie die Aufzeichnungspflichten für 

ein häusliches Arbeitszimmer zu erfüllen sind. Erforder-

lich sind Einzelaufzeichnungen, getrennte Aufzeich-

nungen, unterjährige zeitnahe Aufzeichnungen sowie 

vollständige Aufzeichnungen. Das bedeutet in der Pra-

xis, dass beispielsweise auch AfA-Beträge zeitnah 

unterjährig zu erfassen sind. 

Das Gericht stellt klar, dass eine bloße Belegsammlung 

nicht ausreicht. Bagatellfälle gibt es nicht. 

In der Praxis sollten die eigenen Aufzeichnungen kon-

trolliert werden, ob die Voraussetzungen, die der BFH 

in dem Besprechungsurteil aufstellt, eingehalten wer-

den. 

 

25.6.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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